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Behandlung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Anhörung der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

und § 3 Abs. 1 BauGB 

 
 
 
 

Planungsstand:     Vorentwurf 

Anhörung der Träger öffentlicher Belange: 18.03.2026 bis 27.04.2026 

Beteiligung der Öffentlichkeit:  23.03.2026 bis 27.04.2026 

 

 
 
Die frühzeitige Beteiligung erfolgte auf der Grundlage von folgenden Unterlagen  
(Stand: 17.11.2026): 

 

1. Planzeichnung zum Flächennutzungsplan 

2. Erläuterungsbericht mit Begründung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stand: 18. Mai 2026
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A Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 

Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange sind nachfolgend in ihrem vollständigen Wortlaut 
wiedergegeben. 

 

INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

 Regierungspräsidium Stuttgart 
 (Schreiben vom 23.04.2026) 

I. Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klima-
schutz  

(1) Der Einsatz erneuerbarer Energien ist aus Klimaschutzge-
sichtspunkten von hoher Bedeutung. Auch geringe Beiträge 
sind nach § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG BW wichtig. Dies trägt 
der Tatsache Rechnung, dass der Beitrag einzelner Maßnah-
men zum Klimaschutzziel verhältnismäßig klein sein kann. Die 
Klimaschutzziele können nur erreicht werden, wenn der Klima-
schutz auf allen Ebenen engagiert vorangetrieben und kon-
krete Maßnahmen umgesetzt werden (vgl. dazu auch Be-
schluss des BVerfG vom 24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 
u.a.). 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(2) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleitpläne 
insbesondere dazu beitragen, den Klimaschutz und die Klima-
anpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 Baugesetzbuch soll 
bei der Aufstellung der Bauleitpläne den Erfordernissen des Kli-
maschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an 
den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(3) Nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW müssen die Treibhaus-
gasemissionen in Baden-Württemberg bis zum Jahr 2030 um 
mindestens 65 Prozent gegenüber dem Stand von 1990 redu-
ziert werden. Bis zum Jahr 2040 wird über eine schrittweise 
Minderung Netto-Treibhausgasneutralität („Klimaneutralität“) 
angestrebt.   

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(4) Die besondere Bedeutung erneuerbarer Energien ist in § 2 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) verankert. Auch 
gemäß § 22 Nummer 2 KlimaG BW kommt den erneuerbaren 
Energien sowie dem Verteilnetzausbau besondere Bedeutung 
zu. Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung 
von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien und der 
dazugehörigen Nebenanlagen sowie die Errichtung, der Be-
trieb und die Änderung der Stromverteilnetze und der für deren 
Betrieb notwendigen Anlagen (soweit dies für die Errichtung 
und den Betrieb der Erzeugeranlagen und den Ausbau der 
Elektromobilität erforderlich ist) liegen im überragenden öffentli-
chen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Durch 
diese gesetzliche Festlegung werden diese Maßnahmen in der 
Abwägung mit anderen Schutzgütern entsprechend ihrer Be-
deutung für die öffentliche Sicherheit und bei der Verwirkli-
chung des Landesklimaschutzziels höher gewichtet und ihnen 
wird in der Regel ein Vorrang eingeräumt, wobei die Umstände 
des Einzelfalls in den Abwägungs- und Ermessensentschei-
dungen zu berücksichtigen sind.  Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 4 
KlimaG BW sollen insbesondere bei energiebedingten 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Treibhausgasemissionen das Vermeiden und Verringern der 
Emissionen in erster Linie durch Einsparung sowie effiziente 
Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung und Speicherung von 
Energie sowie durch den Ausbau und die Nutzung erneuerba-
rer Energien erreicht werden. Diese Maßnahmen haben be-
sondere Bedeutung, auch wenn es sich im Einzelfall um ge-
ringe Beiträge zur Treibhausminderung handelt (siehe § 3 
Absatz 1 Satz 2 KlimaG). Dies ergibt sich aus dem Umstand, 
dass ca. 90 Prozent der Treibhausgasemissionen energiebe-
dingt sind.   

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(5) Um die Klimaschutzziele nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW zu 
erreichen, kommt es entsprechend des Zielszenarios aus dem 
Forschungsvorhaben „Sektorziele 2030 und Klimaneutrales Ba 
den-Württemberg 2040“ wesentlich darauf an, sowohl den 
Energieverbrauch deutlich zu reduzieren als auch den Ausbau 
der erneuerbaren Energien in allen Bereichen deutlich voran-
zutreiben. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Bei der Stromerzeugung durch erneuerbare Energien bedarf 
es einer Erhöhung des Anteils an der Bruttostromerzeugung 
von 35,9 Prozent im Jahr 2022 (erste Abschätzung) auf 82 Pro-
zent im Jahr 2030 (das entspricht mehr als einer Verdopplung 
innerhalb von weniger als zehn Jahren) und auf 98 Prozent im 
Jahr 2040. Bezogen auf die Potenziale in Baden-Württemberg 
kommt dabei dem Ausbau der Stromerzeugung durch Photo-
voltaikanlagen neben dem Ausbau der Windkraft eine Schlüs-
selrolle zu. Der Anteil an der Bruttostromerzeugung soll ent-
sprechend des Zielszenarios bis zum Jahr 2030 auf 41 Prozent 
anwachsen. Die installierte Erzeugungsleistung aus Photovol-
taik wird im genannten Energieszenario für das Jahr 2030 in ei-
ner Größenordnung von über 24.000 MW veranschlagt. Im 
Jahr 2022 betrug die installierte Erzeugungsleistung aus Photo-
voltaik in Baden-Württemberg 8.314 MW. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Legt man bei der Frage des Ausbaubedarfs für die Stromer-
zeugung durch Photovoltaik das Zielszenario zugrunde, so ist 
in den nächsten Jahren eine deutliche Steigerung der Zubaura-
ten von Nöten. Im Zielszenario wird im Zeitraum von 2022 bis 
2025 ein mittlerer jährlicher Bruttozubau von 1150 MW ange-
nommen, zwischen 2026 und 2030 von jährlich 2530 MW so-
wie im Zeitraum von 2031 bis 2040 von 2750 MW pro Jahr. 
Der größere Anteil soll dabei durch Photovoltaikanlagen an Ge-
bäuden erzeugt werden. Die Bedeutung von Freiflächenanla-
gen nimmt jedoch im Zeitablauf stetig zu. Das EEG sieht als 
Standorte für Solarparks im Wesentlichen Konversionsflächen 
und Seitenrandstreifen entlang von Autobahnen und Schienen-
wegen vor.   

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(6) Die photovoltaische Stromerzeugung erfolgt sehr emissi-
onsarm. Unter Berücksichtigung des gesamten Lebenszyklus 
(Errichtung, Betrieb, Abbau) führt die Photovoltaiknutzung zu 
einer Treibhausgasminderung in einer Größenordnung von 
rund 682 g CO2-Äquivalent je erzeugter Kilowattstunde Strom. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten 
Strommenge und der mit der heute installierten Leistung von 
Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien er-
zielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage be-
nötigt wird, um diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade 
auch mit Blick auf die Zubauentwicklung der vergangenen 
Jahre. Zusätzlich kommt es zum Erreichen der 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Klimaschutzziele auf internationaler und nationaler Ebene so-
wie auf Landesebene außerdem auch darauf an, die Treib-
hausgasemissionen so früh wie möglich zu vermindern, da die 
kumulierte Menge der klimawirksamen Emissionen entschei-
dend für die Erderwärmung ist (siehe dazu Beschluss des 
BVerfG vom 24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.).   

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(7) Mit der Planung des Sondergebiets Photovoltaik soll die pla-
nungsrechtliche Grundlage für die spätere Errichtung einer 
Freiflächenphotovoltaik-Anlage geschaffen werden. Hierdurch 
wird ein wirksamer Beitrag zum Klimaschutz geleistet, sodass 
das Vorhaben aus Sicht der StEWK zu begrüßen ist. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

II. Abteilung 2 – Wirtschaft und Infrastruktur  

Raumordnung  

Es bestehen keine raumordnerischen Bedenken gegen die vor-
gelegte Planung.  

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Allgemein weisen wir auf Folgendes hin:  

Alle Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupas-
sen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Ziele der Raumordnung sind als ver-
bindliche Vorgaben, die nicht der Abwägung unterliegen, zu be-
achten (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG und § 4 Abs. 1 ROG).   

Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind 
im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 
und 4, § 4 Abs. 1 ROG). Vorbehaltsgebiete sind als Grunds-
ätze, nicht als Ziele der Raumordnung zu werten (BVerwG, Be-
schl. v. 15.06.2009, 4 BN 10 09), so dass Vorbehaltsgebiete 
der Planung nicht grundsätzlich entgegenstehen, jedoch in der 
Abwägung zu berücksichtigen sind. Ein Verstoß gegen die An-
passungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB führt zur Unwirksam-
keit von Bauleitplänen (vgl. VGH München, Urt. v. 14.12.2016, 
Az. 15 N 15.1201).  

 

 

 

 

 

 

 

 

Vorbehaltsgebiete als Grundsätze der Raum-
ordnung sind von der vorliegenden Planung 
nicht betroffen. Insofern sind diese in der Ab-
wägung auch nicht zu berücksichtigen. 

Insoweit ist Augenmerk auf den seit Ende 2021 gültigen Bun-
desraumordnungsplan Hochwasser, den Landesentwicklungs-
plan 2002 (LEP) und den Regionalplan Heilbronn-Franken 
2020 (RegP) zu legen. 

Eine Betroffenheit des Bundesraumordnungs-
plans Hochwasser kann nicht festgestellt wer-
den. 

Die vorliegende Planung entspricht den Vorga-
ben des Landesentwicklungsplans 2002. 

Die vorliegende Planung widerspricht nicht den 
Festlegungen des Regionalplans Heilbronn-
Franken 2020. 

Der Sachverhalt wurde in der Begründung er-
gänzt. 

Im Einzelnen:  

Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines Regionalen Grün-
zuges nach Plansatz 3.1.1 Abs. 2 (Z) RegP. Diese sind grund-
sätzlich „[…] von Siedlungstätigkeit und anderen funktionswidri-
gen Nutzungen freizuhalten. Innerhalb der Regionalen 
Grünzüge sind die Landnutzungen auf eine Erhaltung und Ent-
wicklung der Ausgleichsfunktionen und der Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes auszurichten.“  

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Dass sich das Plangebiet zudem außerhalb eines Vorbehalts-
gebiets für regionalbedeutsame Photovoltaikanlagen nach 
Plansatz 4.2.3.4 Abs. 2 (G) RegP befindet, ist unschädlich: 
Durch die seit dem 15.08.2025 rechtsverbindliche 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Teilfortschreibung „Solarenergie“ wurden die Regionalen Grün-
züge auch für Photovoltaikanlagen außerhalb der o.g. Vorbe-
haltsgebiete geöffnet. Davon ausgenommen sollen lediglich 
Bereiche sein, in denen „[…] wesentliche Beeinträchtigungen 
der Funktionen Landwirtschaft oder Naturschutz- und Land-
schaftspflege zu erwarten sind.“  

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Ausweislich der aktuellen Bodenpotentialkarte umfasst der Gel-
tungsbereich der Planung lediglich Flächen, die als Vorbehalts-
flur I sowie Vorrang-/Vorbehaltspotential I und II zu qualifizieren 
sind. Es handelt sich mithin nicht um hochwertigste Böden, die 
der Landwirtschaft vorzubehalten sind. Des Weiteren sind 
keine Flächen betroffen, die für den landesweiten Biotopver-
bund von Bedeutung sind; auch ausgewiesene Schutzgebiete 
werden durch die Planung nicht beeinträchtigt. Raumordneri-
sche Bedenken bestehen somit nicht. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

III. Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege  

Aus denkmalfachlicher Sicht bestehen zu der Planung in vorlie-
gender Form keine Bedenken. Archäologische Kulturdenkmale 
sind entweder nicht betroffen oder wegen der Geringfügigkeit 
der zu erwartenden Bodeneingriffe nicht gefährdet. Seitens der 
Archäologischen Denkmalpflege bitten wir um Berücksichti-
gung der Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG: Sollten bei der 
Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde 
oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG 
umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde 
anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metall-
teile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mau-
erreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind 
bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in un-
verändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmal-
schutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. 
Zuwiderhandlungen werden gem. §27 DSchG als Ordnungs-
widrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und Dokumentation 
archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leer-
zeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen soll-
ten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. Wir bitten 
diesen Hinweis in die Planunterlagen, sofern nicht bereits ent-
halten, zu übernehmen. Seitens der Bau- und Kunstdenkmal-
pflege bestehen nach aktuellem Sachstand keine Anregungen 
oder Bedenken.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Belange der Denkmalpflege wurden im 
Umweltbericht zur FNP-Änderung berücksich-
tigt. 

Die Berücksichtigung der Regelungen der §§ 
20 und 27 DSchG erfolgt im Bebauungsplan. 

IV. Anmerkungen:  

Abteilung 3 – Landwirtschaft – meldet Fehlanzeige.   

 

Zur Kenntnisnahme. 

V. Hinweis:  

Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beach-
tung des Erlasses zur Koordination in Bauleitplanverfahren 
vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Formblatt (abrufbar unter 
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitpla-
nung/).   

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 
Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium nach Inkraft-
treten des Planes eine Fertigung der Planunterlagen in digitali-
sierter Form an das Postfach KoordinationBauleitpla-
nung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadtkreise und großen 
Kreisstädte werden gebeten, auch den Bekanntmachungs-
nachweis digital vorzulegen.   

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

 Landratsamt Main-Tauber-Kreis 
 (Schreiben vom 27.04.2026) 

Allgemeines / Baurecht 

Wir empfehlen, in den Verfahrensvermerken dem allgemeinen 
baurechtlichen Sprachgebrauch zu folgen und die Begriffe „Ab-
wägung“ und „Feststellungsbeschluss“ anstelle von „Beschluss 
über Bedenken und Anregungen“ und „Wirksamkeitsbe-
schluss“ zu verwenden. Die Verfahrensvermerke sollten auf 
dem Plan angebracht werden. 

 

 

 

Die Anregungen wurden vollumfänglich in die 
Unterlagen eingearbeitet. 

Wasserwirtschaft, Bodenschutz und Altlasten 

Gewässerschutz 

Die geplante Maßnahme liegt vollständig innerhalb des festge-
setzten Wasserschutzgebiets „Dittwar, Königheim, Gissigheim, 
Heckfeld, Oberlauda“, Schutzzone III A. Die Regelungen der 
zugehörigen Rechtsverordnung (Rechtsverordnung Nr.128-
208 vom 22.07.1994, einzusehen beim Bürgermeisteramt der 
Stadt Tauberbischofsheim) sind einzuhalten. 

 

 

 

Die Rechtsverordnung des Wasserschutzge-
bietes wird im Rahmen der weiteren Planun-
gen beachtet. 

Abwasserbeseitigung 

Aus Sicht der Abwasserbeseitigung bestehen gegen die Ände-
rungen des Flächennutzungsplans keine grundsätzlichen Be-
denken. 

Die Niederschlagswasserbeseitigung hat nach der „Verord-
nung des Umweltministeriums über die dezentrale Beseitigung 
von Niederschlagswasser“ schadlos zu erfolgen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Bodenschutz 

Seitens des Fachbereichs Bodenschutz bestehen gegen die 
Planung keine grundsätzlichen Bedenken. 

Wir weisen darauf hin, dass nach § 2 Absatz 3 Landes-Boden-
schutz- und Altlastengesetz für Vorhaben, bei denen auf nicht 
versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Flä-
chen von mehr als 0,5 Hektar auf den Boden eingewirkt wird, 
durch den Vorhabensträger für die Planung und Ausführung 
des Vorhabens zur Gewährleistung eines sparsamen, scho-
nenden und haushälterischen Umgangs mit Boden ein Boden-
schutzkonzept zu erstellen ist. Dieses ist mit den Antragsunter-
lagen zum Bauverfahren vorzulegen. Sofern das Vorhaben 
baugenehmigungsfrei sein sollte, ist das Bodenschutzkonzept 
sechs Wochen vor Maßnahmenbeginn dem Umweltschutzamt, 
Untere Bodenschutzbehörde vorzulegen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Altlasten 

Im Plangebiet sind dem Landratsamt bisher keine altlastver-
dächtigen Flächen/Altlasten bzw. Verdachtsflächen/schädliche 
Bodenveränderungen bekannt.  

Gegen das Vorhaben bestehen aus altlastenfachlicher Sicht 
demnach keine Bedenken. 

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Auskunft ausge-
hend von derzeitigen Erkenntnissen erfolgt und aus den Anga-
ben kein Rechtsanspruch (z. B. der Altlastenfreiheit) abgeleitet 
werden kann. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Naturschutz  
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ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Aus Sicht des Naturschutzes bestehen gegen die Planung 
keine grundsätzlichen Bedenken. Auf die Stellungnahme des 
Landratsamts zum Vorentwurf des Bebauungsplans „Solarpark 
Hof Steinbach“ wird verwiesen. 

Im Rahmen der FNP-Änderung wurde ein Um-
weltbericht erstellt. 

Die Berücksichtigung des Natur- und Arten-
schutzes, insbesondere der erforderlichen Aus-
gleichsmaßnahmen erfolgt im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens „Solarpark Hof 
Steinbach“. 

Landwirtschaft 

Die Notwendigkeit des Ausbaus der erneuerbaren Energien 
wird nicht verkannt, jedoch sollte sich aus Sicht des Landwirt-
schaftsamtes die Standortwahl auf weniger landbauwürdige 
Flächen beschränken. Eine nachhaltige Landwirtschaft, die ihre 
Aufgabe auch im öffentlichen Interesse wahrnimmt, ist auf gute 
Produktionsstandorte unabdingbar angewiesen, um ökono-
misch und ökologisch produzieren zu können. Die Flurstücke 
7229 und 7226 werden gemäß der digitalen Flurbilanz 2022 als 
Vorbehaltsflur I kartiert. Die Vorbehaltsflur I umfasst landbau-
würdige Flächen (gute Böden) und Flächen, die wegen ihrer 
ökonomischen Standortsgunst für den Landbau wichtig und 
deshalb der landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten sind. 
Fremdnutzungen sollen ausgeschlossen bleiben. 

Die Abwägung mit der landwirtschaftlichen 
Nutzung erfolgt zugunsten der Stromerzeu-
gung.  

Energiesicherheit und Klimaschutz wird in die-
sem Bereich als bedeutender erachtet als der 
derzeit stattfindende Ackerbau auf mäßig land-
bauwürdigen Flächen. 

Bei Abwägungsentscheidungen ist zudem zu 
beachten, dass der Ausbau der erneuerbaren 
Energien, insbesondere der Solarenergie, nach 
§ 2 Erneuerbare‐ Energien‐Gesetz (EEG) so-
wie nach § 22 Nr. 2 KlimaG BW im überragen-
den öffentlichen Interesse liegt und bis zum Er-
reichen der Treibhausgasneutralität als 
vorrangiger Belang in die Schutzgüterabwä-
gung einzustellen ist. Durch diese gesetzliche 
Festlegung werden Vorhaben im Bereich der 
erneuerbaren Energien in der Abwägung mit 
anderen Schutzgütern entsprechend ihrer Be-
deutung für das Erreichen des Landesklima-
schutzziels höher gewichtet und ihnen wird in 
der Regel ein Vorrang eingeräumt, wobei die 
Umstände des Einzelfalls in den Abwägungs- 
und Ermessensentscheidungen zu berücksich-
tigen sind. Andere Belange (Landschaftsbild, 
Landwirtschaft, …), die der Ausweisung der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage entgegenste-
hen, können daher nur noch in atypischen Aus-
nahmefällen überwiegen. 

Sollte das Vorhaben dennoch umgesetzt werden, möchte das 
Landwirtschaftsamt auf folgenden Punkt hinweisen: 

Nach § 15 Abs. 3 BNatSchG ist bei der Inanspruchnahme von 
landwirtschaftlich genutzten Flächen für die Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht zu 
nehmen. Grundsätzlich sollten für die Ausgleichsmaßnahmen 
ertragsschwache Standorte mit geringen Bodenzahlen und 
schlechten agrarstrukturellen Verhältnissen in Betracht gezo-
gen werden. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Ausgleichsmaßnahmen werden im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens „Solarpark Hof 
Steinbach“ erarbeitet. Die Landwirtschaftsbe-
hörde wird am Verfahren beteiligt. 

Nach Auffassung des Landwirtschaftsamtes sind landwirt-
schaftliche Belange in diesem Fall erheblich beeinträchtigt, da 
eine landwirtschaftliche Fläche beansprucht wird, die für die Er-
zeugung landwirtschaftlicher Produkte weiterhin zur Verfügung 
stehen soll. Deshalb werden gegen das geplante Vorhaben 
Bedenken geäußert. 

Ergänzend zu den oben genannten Ausführun-
gen wird auf die Stellungnahme der Raumord-
nungsbehörde im Regierungspräsidium Stutt-
gart verwiesen, die die Betroffenheit der 
landwirtschaftlichen Belange wie folgt ein-
schätzt: 

„Ausweislich der aktuellen Bodenpotentialkarte 
umfasst der Geltungsbereich der Planung le-
diglich Flächen, die als Vorbehaltsflur I sowie 
Vorrang-/Vorbehaltspotential I und II zu 
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qualifizieren sind. Es handelt sich mithin nicht 
um hochwertigste Böden, die der Landwirt-
schaft vorzubehalten sind.“ 

Forst 

Forstliche Belange sind lediglich mittelbar betroffen (Waldab-
stand). Das bedeutet, Waldflächen grenzen z.T. direkt an den 
geplanten FNP-Änderungsbereich an, werden jedoch nicht 
überplant. Aus diesem Grund bestehen auf Grundlage des ak-
tuellen Planungsstandes keine forstrechtlichen Genehmigungs-
pflichten.  

An den geplanten FNP-Änderungsbereich grenzen folgende 
Waldflächen gemäß § 2 LWaldG auf folgenden Flurstücken un-
mittelbar an (alle Flurstücke liegen auf Gemarkung Dittigheim): 

• im Norden Flst.Nrn. 7224 und 7081 

• im Osten Flst.Nrn.7234 und 7325 

• im Süden Flst.Nrn.7262 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Hinweis Waldabstand nach LBO: 

Bereits im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung zum 
Bebauungsplan „Solarpark Hof Steinbach“ im Februar 2026 
haben wir auf die Regelungen der LBO im Hinblick auf die an-
grenzenden Waldflächen hingewiesen sowie entsprechende 
Hinweise zu einem aus forstfachlicher Sicht sinnvollen Abstand 
zwischen den Zauntrassen und den angrenzenden Waldbe-
ständen benannt. 

Wir regen an, die im nachgelagerten Bebauungsplanverfahren 
zu berücksichtigenden Vorgaben der Waldabstandsthematik 
gemäß § 4 Abs. 3 LBO ebenfalls im hier vorliegenden FNP-
Änderungsverfahren in die Planunterlagen als Hinweis mit auf-
zunehmen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Im Bebauungsplan wird der Abstand der Bau-
grenze zum Waldrand 30 m betragen. 

Der Sachverhalt wurde in Kapitel 2.1 im Erläu-
terungsbericht thematisiert. 

 Regionalverband Heilbronn-Franken 
 (Schreiben vom 25.03.2026) 

Vielen Dank für die Beteiligung an dem o. g. Verfahren. Wir 
kommen mit Blick auf den geltenden Regionalplan Heilbronn-
Franken 2020 sowie die rechtskräftige Teilfortschreibung Solar-
energie und mit Verweis auf unsere Stellungnahme zum Be-
bauungsplan „Solarpark Hof Steinbach“ vom 29.01.2026 zu fol-
gender Einschätzung:  

Die Planung liegt vollständig im Regionalen Grünzug nach 
Plansatz 3.1.1. Nach unserer Einschätzung ist sie nach der 
rechtsverbindlichen Teilfortschreibung Solarenergie des Regio-
nalplans mit den Zielen der Raumordnung vereinbar, da die 
Planung weder in den landwirtschaftlich hochwertigsten Berei-
chen liegt noch Flächen mit einer funktionalen Bedeutung für 
den landesweiten Biotopverbund betroffen sind. Wir begrüßen 
die Planung als einen Beitrag zum Gelingen der Energiewende 
und tragen keine Bedenken vor.   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfah-
rens sowie um Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit der Planung 
unter Benennung der Planbezeichnung, des Datums und Über-
sendung einer Planzeichnung, gerne auch in digitaler Form. 
Die Übersendung einer rechtskräftigen Ausfertigung ist nicht er-
forderlich.  

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im RP Freiburg 
 (Schreiben vom 30.03.2026) 

1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen 

1.1. Geologie 

Die lokalen geologischen Verhältnisse können der di-
gitalen Geologischen Karte von Baden-Württemberg 1 
: 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen 
werden. Nähere Informationen zu den lithostratigraphi-
schen Einheiten bieten die geowissenschaftlichen In-
formationsportale LGRBwissen und LithoLex.  

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

1.2. Geochemie 

Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemi-
schen Einheiten von Baden-Württemberg sind im 
LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen 
zu den geogenen Grundgehalten sind im geowissen-
schaftlichen Informationsportal LGRBwissen beschrie-
ben. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

1.3. Bodenkunde 

Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen 
der natürlichen Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 
BBodSchG können für nicht bereits versiegelte oder 
baulich überprägte Flächen außerhalb von Siedlungen 
in Form der Bodenkundlichen Karte 1 : 50 000 (GeoLa 
BK50) eingesehen werden. Für landwirtschaftliche Flä-
chen sollte vorrangig die frei zugängliche Bodenfunkti-
onsbewertung auf Grundlage der digitalen Boden-
schätzungsdaten verwendet werden, da diese im 
Vergleich zur BK50 lokale Bodeneigenschaften abbil-
det. Liegt keine solche Bewertung vor, ist die Boden-
funktionsbewertung auf Basis von ALK und ALB her-
anzuziehen.  

Gemäß § 13 BNatSchG, § 1a Abs. 2 BauGB sowie § 2 
LBodSchAG ist bei der Planung auf einen sparsamen 
und schonenden Umgang mit dem Boden zu achten.  

Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 LBod-
SchAG bei Vorhaben mit Eingriffen in unversiegelte, 
nicht baulich veränderte oder unbebaute Flächen ab 
0,5 ha ein Bodenschutzkonzept zu erstellen ist. Neben 
der Beschreibung der Bodenschutzmaßnahmen für 
die Planfläche raten wir die notwendigen Kabelverle-
gungen, die häufiger auch außerhalb der Betriebsflä-
che erfolgen, bereits im Bodenschutzkonzept mit zu 
berücksichtigen. 

Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 
500 m³ Bodenüberschussmassen entstehen, so ist bei 
dem nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG geforderten Abfallver-
wertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwertung 
nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so die Bo-
denfunktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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2. Angewandte Geologie 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsver-
fahren als Träger öffentlicher Belange keine fachtech-
nische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Aus-
zügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein 
hydrogeologisches bzw. geotechnisches Übersichts-
gutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeologischer 
bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin 
getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

2.1. Ingenieurgeologie 

Ingenieurgeologische Belange werden im Rahmen der 
Anhörung zu konkreten Planungen (z. B. Bebauungs-
pläne) beurteilt, wenn Art und Umfang der Eingriffe in 
den Untergrund näher bekannt sind. Potenziell vorhan-
dene oder nachgewiesene Geogefahren (insbeson-
dere Massenbewegungen und Verkarstungsstruktu-
ren) können vorab in der Ingenieurgeologischen 
Gefahrenhinweiskarte von Baden-Württemberg abge-
rufen werden. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Im Rahmen des flächengleichen Bebauungsplanver-
fahrens hat das LGRB mit Schreiben vom 12.02.2026 
(Az.  RPF9-4700-228/2/2) zum Planungsbereich fol-
gende Stellungnahme abgegeben: „Eine Zulässigkeit 
der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die Über-
nahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den 
Bebauungsplan empfohlen:   

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden 
(bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuch-
tung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbo-
dens ist zu rechnen.   

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte 
Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschlie-
ßen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der wei-
teren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum ge-
nauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum 
Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen 
verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen 
bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene, 
dem Bauvorhaben angemessene Baugrunduntersu-
chungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen“. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Sachverhalt wurde in die Hinweise zum 
Bebauungsplan aufgenommen. 

2.2. Hydrogeologie 

Auf die Lage des Planvorhabens in Schutzzone IIIA 
des festgesetzten Wasserschutzgebietes „Dittwar, Kö-
nigheim, Gissigheim, Heckfeld, Oberlauda" (LUBW-
Nr.:128-208) wird hingewiesen. 

Bei dem hier genutzten Grundwasserleiter handelt es 
sich um einen Karst-/Kluftgrundwasserleiter. Bei der 
Abwesenheit von Deckschichten kann infiltrierendes 
Wasser in kurzer Zeit die ungesättigte Zone zum 
Grundwasser passieren. In Abhängigkeit von der 
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Klüftung und der Verkarstung des Gesteins können 
hohe Grundwasserfließgeschwindigkeiten auftreten. 
Für solche Grundwasserleiter werden/ wurden für die 
Abgrenzung von Wasserschutzgebieten bzw. der je-
weiligen Wasserschutzgebietszonen Ersatzkriterien 
definiert, die zu einer praktikablen Dimensionierung, 
aber auch zu einem verminderten Schutz des genutz-
ten Grundwassers führen. Daraus folgt, dass bei Was-
serschutzgebieten für Karst- und Kluftgrundwasserlei-
ter auch in Bereichen der Schutzzone III die Fließzeit 
des Grundwassers deutlich weniger als 50 Tage zu 
den Fassungen betragen kann. 

Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse kön-
nen u. a. dem Hydrogeologischen Kartenwerk des 
LGRB (1 : 50 000) (LGRB-Kartenviewer) und LGRB-
wissen entnommen werden.  

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydro-
geologischer Themen durch das LGRB statt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Die Rechtsverordnung des Wasserschutzge-
bietes wird im Rahmen der weiteren Planun-
gen beachtet. 

2.3. Geothermie 

Informationen zu den oberflächennahen geothermi-
schen Untergrundverhältnissen sind im Informations-
system „Oberflächennahe Geothermie für Baden-
Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG liefert erste 
Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) 
zur geothermischen Nutzung des Untergrundes mit 
Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. Bitte 
nehmen Sie vor Verwendung des Informationssys-
tems die Erläuterungen zur Kenntnis. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

2.4. Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe) 

Im Rahmen des flächengleichen Bebauungsplanver-
fahrens hat das LGRB mit Schreiben vom 12.02.2026 
(Az. RPF9-4700-228/2/2) zum Planungsbereich fol-
gende Stellungnahme abgegeben: 

„Die Plangebiete liegen am Rande eines vom LGRB 
prognostizierten Natursteinvorkommens (Kalksteine). 
Es wurde im Rahmen der Erstellung der Prognosti-
schen Rohstoffkarte (PRK) für die Region Heilbronn-
Franken abgegrenzt. Eine Bearbeitung dieses Roh-
stoffvorkommens nach den Kriterien der landesweit 
vom LGRB erstellten Karte der mineralischen Roh-
stoffe von Baden-Württemberg 1 : 50 000 (KMR 50) 
steht noch aus. 

Die Rohstoffvorkommen der PRK mit kurzen tabellari-
schen Hinweisen können über den LGRB-
Geodatendienst (LGRB-Kartenviewer) visualisiert wer-
den (Thema/Themen: „Rohstoffvorkommen: Karte der 
mineralischen Rohstoffe 1 : 50 000 (KMR 50)/KMR 50: 
Rohstoffvorkommen und KMR 50: Rohstoffvorkom-
men, vorläufig (außerhalb bearbeitetem Gebiet)“; Visu-
alisierung der tabellarischen Hinweise durch Nutzung 
des Info-Buttons).  

Die Geodaten des Themenbereichs Rohstoffgeologie 
können als WMS-Dienst registrierungs- und kostenfrei 
in die eigene GIS-Umgebung eingebunden werden. 
Ergänzend wird auf Ausführungen und die Hinweise in 
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den LGRB-Nachrichten 07/2016 und 04/2018 verwie-
sen. 

Es wird auf folgende Vorgabe hingewiesen: Bei den 
verfahrenspflichtigen Bauvorhaben nach § 3 Absatz 4 
Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) ist bei 
einer voraussichtlich anfallenden Menge von mehr als 
500 Kubikmeter Erdaushub ein Abfallverwertungskon-
zept zu erstellen (siehe Schreiben des Ministeriums für 
Landesentwicklung und Wohnen, Baden-Württemberg 
„Hinweise zur Berücksichtigung des § 3 Abs. 4 LKrei-
WiG und des § 2 Abs. 3 LBodSchAG im baurechtli-
chen Verfahren“). Darin soll die wirtschaftliche Ver-
wendbarkeit von überschüssigem Erdaushub für 
technische Bauwerke oder, ggf. nach Aufbereitung, als 
mineralischer Rohstoff geprüft werden („Erläuterungen 
und Hinweise des UM B.-W. zum Abfallverwertungs-
konzept nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG“).“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

3. Landesbergdirektion 

3.1. Bergbau 

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbauge-
biet. 

Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau vorliegenden Unterlagen ist das Plange-
biet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen 
Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unterirdische 
Keller) betroffen. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Allgemeine Hinweise  

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten 
nach Geologiedatengesetz (GeolDG)  

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen 
Daten besteht nach den Bestimmungen des Geologiedatenge-
setzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem 
LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBan-
zeigeportal zur Verfügung.  

Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet   

Digitale Geodaten und Bohrdaten werden über die Fachan-
wendungen LGRBgeoportal und LGRBbohrungen bereitge-
stellt. Dort finden Sie auch weitere Fachinformationen und 
Downloadoptionen. Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-
Kartenviewer sowie LGRBwissen.   

Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster.  

Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Pla-
nungsträger.    

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Regierungspräsidium Freiburg – Waldpolitik und Körperschaftsforstdirektion 
                  (Schreiben vom 17.04.2026) 

Vorhaben  

Für den Flächennutzungsplan der Vereinbarten Verwaltungs-
gemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-
Werbach wurde die 32. Änderung am 18.03.2024 in öffentlicher 
Sitzung beschlossen. Gegenstand der 32. Änderung des 
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Flächennutzungsplanes ist die Darstellung von zwei Sonder-
bauflächen für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikan-
lage auf den bisher landwirtschaftlich genutzten Ackerflächen 
auf der Gemarkung Dittigheim. 

Die Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt gem. § 8 Abs. 
3 BauGB im Parallelverfahren, da gleichzeitig ein Bebauungs-
plan aufgestellt wird. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Forstfachliche Stellungnahme  

Der Geltungsbereich des Plangebietes umfasst eine Fläche 
von rd. 15 ha und wird aktuell landwirtschaftlich genutzt. Durch 
die Planung werden keine Waldflächen im Sinne des § 2 Lan-
deswaldgesetz (LWaldG) unmittelbar überplant. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Im Norden, Nordosten, Osten und Südwesten grenzt Wald 
(FlSt.-Nrn. 7224, 7081, 7234, 7325 und 7262) direkt an den 
Geltungsbereich des Sondergebietes an. Im Rahmen der Auf-
stellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist daher 
mit Baufenstern bzw. den Solarmodulen der erforderliche 
Waldabstand von 30 m nach § 4 Abs. 3 LBO einzuhalten. 

Vor diesem Hintergrund wird seitens der höheren Forstbehörde 
darauf hingewiesen, dass zu den geplanten PV-Anlagen inklu-
sive deren Einfriedung einen Waldabstand von mindestens 30 
m einzuhalten ist. Die höhere Forstbehörde weist darauf hin, 
dies in den Planunterlagen zur 32. Änderung des Flächennut-
zungsplanes aufzunehmen. 

Gegenüber der geplanten Änderung des Flächennutzungs-
plans bestehen aus forstfachlicher Sicht keine grundsätzlichen 
Bedenken oder Einwände.  

Die Untere Forstbehörde beim Landratsamt Main-Tauber-Kreis 
erhält Nachricht von diesem Schreiben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Im Bebauungsplan wird der Abstand der Bau-
grenze zum Waldrand 30 m betragen. 

Der Sachverhalt wurde in Kapitel 2.1 im Erläu-
terungsbericht thematisiert. 

 Baden-Württemberg Polizeipräsidium Heilbronn 
 (Schreiben vom 23.03.2026) 

Gegen die 32. Änderung des Flächennutzungsplans bestehen 
keine Bedenken. 

Zur Kenntnisnahme. 

 Baden-Württemberg - Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei 
 (Schreiben vom 18.03.2026, eingegangen am 07.04.2026) 

Vielen Dank für die Beteiligung an dem im Betreff genannten 
Vorhaben.  

Die Autorisierte Stelle Digitalfunk BOS Baden-Württemberg 
(ASDBW) ist unter anderem mit der Prüfung des Richtfunknet-
zes der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 
(BOS) in Bezug auf mögliche Störungen desselben durch Be-
bauung beauftragt.  

Bei Höhen der Bebauung bis zu 20 Metern über dem Boden, 
einschließlich Dachaufbauten, wie zum Beispiel PV-Anlagen 
oder Lüftungstechnik, sind für das BOS-Richtfunknetz keine 
Beeinträchtigungen zu erwarten.  

Sollte die Brutto-Höhe wider Erwarten mit mehr als 20 Meter 
über dem Boden geplant werden, bitten wir um eine erneute 
Beteiligung.  
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Auch bei einer Änderung der räumlichen Ausdehnung des 
Plangebiets im weiteren Planungsverlauf, bitten wir um eine er-
neute Beteiligung. 

Die Überprüfung der von Ihnen übersandten Daten hat zum Er-
gebnis geführt, dass die Interessen des BOS-Richtfunknetz bei 
dem im Betreff genannten Vorhaben nicht betroffen sind.  

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Bundeswehr Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen 
 (Schreiben vom 15.04.2026) 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage 
werden Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen 
daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr 
als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Netze BW GmbH 
 (Schreiben vom 09.04.2026) 

Die uns zugegangenen Unterlagen haben wir auf unsere 
Belange hin geprüft und nehmen wie folgt Stellung: 

Im Geltungsbereich des Flächennutzungsplans bestehen 
Versorgungsanlagen der Netze BW GmbH. 

➢ Stellungnahme des Leitungsbau Hochspannung - 
Stellungnahmen (NETZ TILS) 

Seitens Statik & Stellungnahmen bestehen keine 
Bedenken gegen die Änderung des 
Flächennutzungsplans. 

Für die überörtliche Stromversorgung bestehen im 
Geltungsbereich der FNP-Änderung keine Trassen für 
110-kV-Leitungen der Netze BW. 

➢ Stellungnahme der Netzregion Tauber-Odenwald 
Infrastruktur Sparten Strom (Mittel- und 
Niederspannung) und Gas (Gasmittel- und 
Niederdruck) (NETZ TNT)  

Seitens der Netzregion Tauber-Odenwald bestehen 
grundsätzlich keine Bedenken gegen die Änderung 
des Flächennutzungsplans. 

Sollten Sie zu Planungszwecken und Aktualisierung 
Ihrer Planunterlagen eine Übersicht unserer Netze 
benötigen, so erhalten Sie diese bei unserer 
Leitungsauskunft online über http://www.netze-
bw.de/leitungsauskunft oder über das E-Mailpostfach 
Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de in 
verschiedenen Dateiformaten. 

Der weitere Ausbau der Leitungsnetze richtet sich 
nach den zukünftigen energietechnischen 
Anforderungen. Bei der Bauflächenentwicklung wird je 
nach Bedarf das vorhandene Netz erweitert. Bitte 
beteiligen Sie uns dazu auf Ebene der 
Bebauungsplanung erneut.        

Wir bitten darum, unsere Stellungnahme im weiteren 
Verfahren zu berücksichtigen und uns über das 
Abwägungsergebnis zu informieren, nach Abschluss 
des Verfahrens das Inkrafttreten des 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Nach der Stellungnahme der Netze BW vom 
23.01.2026 im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens befinden sich im Plangebiet selbst 
keine Leitungen der Netze BW GmbH. 

Leitungen im Bereich des gesamten Flächen-
nutzungsplans werden im Rahmen einer Ge-
samtfortschreibung aktualisiert. 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Flächennutzungsplans mitzuteilen und uns eine 
endgültige Fassung des Flächennutzungsplans in 
digitaler Form an unsere E-Mail-
Sammelpostfachadresse bauleitplanung@netze-
bw.de zuzusenden. Hierzu geben Sie bitte jeweils die 
o.g. Vorgangs-Nr. an. 

 TransnetBW GmbH 
 (Schreiben vom 25.03.2026) 

Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer 
Leitungsdokumentation abgeglichen. 

Im geplanten Geltungsbereich der 32. Änderung des FNP der 
VVG TBB-Großrinderfeld-Königheim-Werbach betreibt und 
plant die TransnetBW GmbH keine Höchstspannungsfreilei-
tung. 

Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vorzubrin-
gen. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforder-
lich. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Stadtwerk Tauberfranken GmbH 
 (Schreiben vom 16.04.2026, eingegangen am 17.04.2026) 

Von Seiten des Stadtwerks Tauberfranken sind bei der 32. Än-
derung des Flächennutzungsplans keine zu vertretenden Be-
lange betroffen.  

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Stadt Külsheim 
 (Schreiben vom 26.03.2026) 

Von Seiten der Stadt Külsheim werden zur o.g. Flächennut-
zungsplan-Änderung keine Anregungen und Bedenken vorge-
bracht. Städtebauliche Belange der Stadt Külsheim werden 
hiervon nicht berührt. 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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B Beteiligte Träger öffentl. Belange ohne Abgabe einer Stellungnahme 

1. Bauernverband Main-Tauber-Kreis e. V. 

2. Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland  

Regionalverband Franken Geschäftsstelle Heilbronn 

3. Bundesnetzagentur Berlin 

4. Landesnaturschutzverband 

5. Naturschutzbund Deutschland (NABU) Landesverband Baden-Württemberg e. V. 

6. NABU Kreisverband Main-Tauber 

7. BUND Landesverband Baden-Württemberg e.V. Landesgeschäftsstelle 

8. Gemeinde Königheim 

9. Stadt Lauda-Königshofen 

10. Gemeinde Werbach 

11. Gemeinde Großrinderfeld  

12. Stadt Grünsfeld 

 
 
 

C Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

Im Rahmen der Anhörung nach § 3 Abs. 2 BauGB gingen keine Stellungnahmen der Öffent-

lichkeit ein. 




